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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

R B 5 e H R  I F T 

Rn das 

Bundesministerium 

für Justiz 

Nuseums traße 1 

1010 Vlien 

Ihr Zeichen/5chreiben vom: 

Zl. 11.104/621-18/94 16.2.1994 

Vlien, am 6. /'.1994 

Unser Zeichen: 

5-294/N 

Durchwahl: 

419 

Betreff: Rrbeits- und 50ziaLgerichtsgesetz-NoveLle 1994 -
A5GG-Nov. '1994 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster-

reichs beehrt sich,l zum vorliegenden Entwurf eines Bundes·­

gesetzes/ mit dem das Rrbeits- und 50zialgerichtsgesetz/ 

die Zivi Lprozeßordnung.J die Exekutionsordnung., t1ie Konkurs­

ordnung/ das 5chauspielergesetz,. das 5trafvol Lzugsgesetz.l 

das Rrbeitsverfassungsgesetz.l t1as .:tLlgemeine bürgerliche 

Gesetzbu�h und das Rechtsanwal tstarifgesetz geändert werden,. 

folgende 5tellungnahme zu übermitteln: 

Allgemein beurteilt die Präsidentenkonferenz den vorgelegten 

Entwurf positiv. 5ie verweist jedoch aus Rnlaf3 der 5tel­

lungnahme a�( die nach wie vor unbefriedigrnde 
,
�atsache, 

daf3 kein Aufwandersatz für gesetZliche Interessenvertretun­

gen und freiwillige Berufsvereinigungen in 50zialrechtssa-
, \., 

ehen vorgesehen ist. Die derzeitige unterschiedliche Be­

handlung von Rrbeits- und 50zialgerichtsfällen in der Frage 

des Aufwandersatzes ist sachLich nicht gerechtfer; tigt.l 

t1a auch durch die Vertretung in Sozial rechtssachen den 

Interessenvertretungen beträchtLiche Kosten erwachsen; 
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Vertritt ein Rnwalt in SozialrechlssachenJ sind die Kosten 

durch den bekLagten SoziaLversicherungstr�ger jeden�aLLs 

zu ersetzen. Sogar im Falle des Unterliegens ist unter 

Umständen noch ein Kostenersatz an den Versicherten möglich. 

Die Präsidentenkon�erenz verlangt daher, daß im Rrbeits­

und Sozialgerichtsgesetz auch ein Kostenersatz Filr 50zial­

gerichtsrälle vorgesehen wird. Der pauschalierte Kostener­

satz soLLte mindestens bei S 1.000J - Liegen. Filr den Be­

reich der 50zialversicherungsanstaLt der Bauern wurde be­

reits ilberlegt/ wie groß die Kostenbelastung aus�alLen 

wtJrde. Bei einem pauschalierten Kostenersatz von 5 1. 000./ ­

wOrden sich jährLich Kosten in der Höhe von 2 bis 2/5 Nio 5 

ergeben. Eine Realisierung des Rnliegens wurde bereits im 

vergangenen Jahr besprochen. Es sollten nähere'Beratungen 

stattFindenJ die jedoch bisher unterblieben sind. Die Prä­

sidentenkon�erenz ersucht das Bundesministerium FOr Justiz 

ausdrilckLichJ diese Rngelegenheit weiter voranzutreiben. 

Zu einzelnen Bestimmungen bemerkt die PräsidentenkonFerenz 

t-olgendes: 

Zu § 11 a R5GG: 

Daß der 5enat von "Fomalentscf7eidungen" entlastet werden 

sOllJ ist als positiv anzusehenJ da dadurch die VerFahren 

genereLL beschLeunigt werden können und dies �ilr die Ver­

sicherten von Vorteil ist. 

Nach dieser Bes t immung ist der Uors i t zende im Vert-ahren 

erster Instanz beFugtJ eine giltliehe Beilegung des 

Rechtsstreites oder die Herbei�ilhrung eines gerichtLichen 

Vergleiches Ober einzeLne Strei tpunkte zu versuchen�' kommt 

ein UergLeich zustandeJ so kann er dessen Inhalt au� Rntrag 

in ein gerichtLiches Protokoll auFnehmen, und zwar auch 

dann/ wenn es den Parteien an einer quaLi�izierten Vertre­

tung mangelt. Es soLlte filr einen solchen VergLeich eine 

" 
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quaLirizierte Vertretung äoch vorgesehen weräen" um zu 

verhinäern, äaß unvertretene Parteien einem VergLeich zu­

stimme"n., den sie bei entsprechenäer rechtsrreunäLicher 

Beratung nicht akzeptiert h�tten. 

Zu § 1'1 b R5GG: 

Ruch diese Bestimmung dient vor aLlem der Verrahrensbe­

schleunigung und ist somit im Interesse äer Versicherten 

positiv zu sehen. 

Zu .§ 3.9 R5GG: 

Der vorliegende Entwurr sieht die Rurhebung des § 39 Rbs.5 

vor. In den ErL �uternden Bemerkungen wird dazu ausgerührt .1 

daB im Hinblick aur die nunmehrige Vertretungspflicht der 
'. . "1 

Kammern t-ür Rrbeiter und RngestelL.te und deren.prlicht/ 

auch Kostenvorschüsse zu erlegen, die RurrechterhaLtung 
.', ' 

dieser RegeLung nicht mehr geboten erscheint. Nun kann 

jedoch die Praxis bei den Rrbeiterkammern bezügLich der 

Übernahme äer die Parteien trerrenden Gerichtsgebühren 

und Kostenvorschüsse allein die Rurhebpng des § 39 Rbs.5 

nicht rechtrertigen" zumaL dadurch aLLe jene Personen, 

die nicht arbeiterkammerzugehärig sind" sowie die nicht 

quaLiriziert Vertretenen, durch die Verprlicht,ung des ErLa­

ges eines Kostenvorschusses Tür Beweisaurnahmekosten erheb­

Lich benachteiLigt würden. 

Daß in SoziaL rechtssachen der ErLag eines solchen Kosten­

vorschusses nicht anzuordnen ist" wird durch die Einrügung 

eines neuen Rbs. 1a im § 75 (Punkt 24) sichergesteLlt. 

Dennoch wäre die bisherige Regelung des § 36 Rbs.5 beizu­

behalten. 

23/SN-447/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 5

www.parlament.gv.at



- 4-

Zu § 4- 0 Rbs. .5 R5GG und § 32/ Rbs. " z  4- a ZPO: 

Diese Bestimmungen werden beTürwortet" weil die qualiTiziert 

vertretungsbeTugten Personen Rechtsanw�lten gleichgestellt 

werden. 

Zu .§ 6/ R5GG: 

Die teilweise oder gänzliche Hemmung der sOTortigen Uoll­

streckbarke.it des mit dem ersten Urteil des Gerichtes erster 

Instanz zugesprochenen rückständigen laUTenden Rrbeitsent­

geLtes ist dem�ß § 6'1 Rbs.4 des EntwurTes davon abh�ngig, 

daß dies vom Dienstgeber beantragt wird und es die soziale 

Lage des Rrbeitnehmers zul�ßt. Wenn nun im 5inne der Rus­

Tührungen in den Erläuternden Bemerkungen Tür das Uorsehen 

ei ner In teressenabw�gung kei n Raum bes tehen sol L te" f'li rd 

vorgeschlagen� beim RbsteLlen aur die "soziaLe Lage" zusätz­

lich eine Gerährdung des Rrbeitnehmers zu verlangen. Nach 

dem dieser Regelung zugrunde liegenden Erkennthis des Ver­

Tassungsgerichtshores ist nämlich bei der vorzunehmenden 

Wertung der Schutzwürdigkeit den Interessen des Dienstneh­

mers die vorzeitige LeistungspTlictd des (t-rüheren) Dienst­

gebers� sowie sein Risiko/ die vorzeitige Leistung im Falle 

des endgDLtigen Dbsiegens in der Rrbeitsrechtssache nicht 

zurückzuerhal/ en, gegenüber zu s tel l en. Ers t eine Exis tenz­

ger�hrdung des Rrbeitnehmers könnte aLs RusgLeich des Risi­

kos des Rrbeitgebers angesehen werden/ was die 50Tortige 

VolLstreckbarkeit rechtTertigen könnte. 

Zu § 7" R5GG: 

Die 5t�rkung der Rechtsstellung der Versicherten wird als 

�ußerst positiv angesehen . 

Zu RrtikeL VIII 

Rus arbeitsrechtlicher 5icht wird der Rrtikel VIII (Änderung 
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des RBGB - §  1152 e RBGB) abgeL ehn t . 

Der gegenst�ndliche EntwurF sieht vor� daß bei Forderungen 

aus Dienstverhältnissen nicht mehr tier gesetzLiche Zinssatz 

von 4 % zur Rnwendung kommt., sondern ein variabLer Zinssatz, 

der um 2 vH über dem jeweiLigen Diskontsatz der öster­

reichischen Nationalbank liegt. 

Da der Diskontsatz derzeit 5 %  beträgt., wäre jede Forderung 

aus einem Dienstverhältnis anstelLe wie bisher mit 4 % 

mit 7 % zu verzinsen. 

Dies stelLt eine unzumutbare Finanzielle BeLastung Für 

die Dienstgeber dar und wird daher entschieden abgeLehnt. 

Wunschgemäß werden 25 RbschriFten dieser Stellungnahme 

dem Pr/3sidium des NationaLrates übermitteLt. 

Der Pr�sident: 

gez. NR 5chwarzbdck 

Der Generalsekret�r: 

gez.DipL. Ing.Dr. Fahrnberger 
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